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Allgemeinverfügung 

 
der Stadt Düren zur Ergänzung der Coronaschutz-

verordnung (CoronaSchVO) des Landes Nord-

rhein-Westfalen zum Zwecke der Bekämpfung von 

übertragbaren Krankheiten nach dem Gesetz zur 

Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrank-

heiten beim Menschen- Infektionsschutzgesetz 

(IfSG). 

 

Gem. § 16 Abs. 1 i.V.m. §§ 28 Absatz 1 Satz 1, 2; 28 

a; 16 Abs. 7 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämp-

fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infek-

tionsschutzgesetz –IfSG) vom 20.07.2000 in der z. Zt. 

geltenden Fassung in Verbindung mit § 35 Satz 2 des 

Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nord-

rhein-Westfalen (VwVfG NRW) vom 12.11.1999 (GV 

NRW S. 602) wird als kontaktreduzierende Maßnahme 

zur Beeinflussung – insbesondere Verzögerung – der 

Ausbreitungsdynamik und zur Unterbrechung von In-

fektionsketten von SARS-CoV-2 Virusinfektionen fol-

gende Allgemeinverfügung erlassen: 

 

Die Allgemeinverfügung gilt ab dem 30.03.2021 und 

ist zunächst befristet bis zum Ablauf des 12.04.2021.  

 

Für das Gebiet der Stadt Düren gemäß § 1 der Haupt-

satzung der Stadt Düren (Stand: 20.11.2020) wird an-

geordnet: 

 
1. Kontaktbeschränkungen: 

 

Die Regelung des § 2 Absatz 2 Nr. 1b der Corona-

schutzverordnung wird ausgesetzt, so dass sich die 

zulässigen Kontakte auf die Personen eines Haus-

standes und eine andere Person beschränken. Kin-

der bis einschließlich 14 Jahre zählen dabei nicht 

mit. 

2. Zusammenkünfte im privaten Raum 

 

Private Zusammenkünfte im privaten Raum (in der 

Wohnung, Garten, etc.) sind auf Personen des eige-

nen Hausstands und eine weitere Person zu be-

schränken. Kinder bis einschließlich 14 Jahre zäh-

len dabei nicht mit. 

 

Im Zeitraum vom 01.04.2021-05.04.2021 dürfen sich 

Personen des eigenen Hausstandes mit höchstens 

vier weiteren Personen aus dem engsten Familien-

kreis (hierzu zählen Ehegatten, Lebenspartner und 

Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft 

sowie Verwandte in gerader Linie, Geschwister und 

deren jeweilige Haushaltsangehörige) treffen. Kin-

der bis einschließlich 14 Jahre sind hiervon ausge-

nommen. 

 

Hinweis: Vor solchen Treffen empfiehlt es sich, einen 

Schnelltest durchzuführen, um das Risiko einer Infek-

tion zu minimieren. Die AHA+L Regelungen sollten 

auch bei einem negativen Testergebnis so gut wie mög-

lich eingehalten werden, da ein solcher Test keine 100-

Prozentige Sicherheit bietet. 

 

 

3. Maskenpflicht in der Öffentlichkeit; Verzehr von 

Speisen/Getränken  

 

a) Im Umkreis von 10 Metern vor geöffneten Einzel-

handelsgeschäften und auf deren Parkplätze, auf 

Spielplätzen sowie im Umkreis von 10 Metern um 

Bushaltestellen gilt eine medizinische Masken-

pflicht. Geöffnet i.S. dieser Allgemeinverfügung 

sind Einzelhandelsgeschäfte bereits dann, wenn sie 

click and collect anbieten.  

 

§ 3 Abs. 4 der CoronaSchVO bleibt hiervon unbe-

rührt. Beim Spielen auf Spielplätzen sind Kinder bis 

12 Jahre von der Maskenpflicht befreit. 
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b) Beim Verzehr von Speisen und Getränken darf 

die Maske kurzfristig abgenommen werden. Es darf 

beim Verzehr aber nicht gegangen werden.  

 

Hiervon ausgenommen sind Kinder, die von der 

Maskenpflicht befreit sind. 

 

Dabei muss nach der CoronaSchVO zusätzlich ein 

50 Meter Abstand zum Geschäft eingehalten wer-

den, bei dem die Speisen und Getränke erworben 

wurden.  

 

 

4. Maskenpflicht für Erwachsene in Kitas und Kin-

dergärten 

 

Erwachsene (Besucher und Personal) haben beim 

Aufenthalt in der Kita und Kindergärten eine medi-

zinische Maske i.S.d. § 3 Abs. 1 S. 2 CoronaSchVO 

zu tragen. § 3 Abs. 4 der CoronaSchVO bleibt hier-

von unberührt.  

 

Bei pädagogisch wichtigen Interaktionen mit den 

Kindern darf das Personal die Maske abnehmen.  

 

 

5. Trauungen, Beerdigungen 

 

Bei Trauungen darf die Anzahl von gleichzeitig an-

wesenden Personen in geschlossenen Räumlichkei-

ten eine Person pro 10 Quadratmeter nicht überstei-

gen.  

 

Bei Beerdigung unter freiem Himmel dürfen max. 

25 Personen teilnehmen. 

 

Kinder bis einschließlich 14 Jahre zählen dabei je-

weils nicht mit. 

 

Die Teilnehmer haben jederzeit, auch bei Zeremo-

nie unter freiem Himmel eine medizinische Maske 

zu tragen. Dies gilt nicht für das Brautpaar selber. 

§ 3 Abs. 4 der CoronaSchVO bleibt hiervon unbe-

rührt. 

 

 

6. Grillverbot in Parks und Grünflächen; Schlie-

ßung der Sportanlagen  

 

a) In öffentlichen Parks und Grünflächen in unmit-

telbarer Nähe von Parks und Grünanlagen gilt ein 

Grillverbot.  Das Grillverbot gilt auch für die in § 10 

Absatz 6 der ordnungsbehördlichen Verordnung 

der Stadt Düren genannten Bereiche und Anlagen. 

Hiervon ausgenommen sind Kinder, die von der 

Maskenpflicht befreit sind. 

 

Menschen dürfen sich in öffentlichen Parks und 

Grünflächen aufhalten, so lange die Personen-

höchstzahl nach Ziffer 1 nicht überschritten wird 

und der Mindestabstand von mindestens 1,5 Meter 

zueinander jederzeit eingehalten wird.  

 

b) Sportanlagen (z.B. Bolzplätze, Fitnessgeräte) in 

öffentlichen Parks und auf Grünanlagen sind ge-

sperrt. 

 

 

7. Spielplätze: Sperrung und Verzehrverbot 

 

Spielplätze dürfen ab 17:30 Uhr nicht mehr betre-

ten werden. 

 

Es gilt ganztägig ein Verbot zum Verzehr von Spei-

sen; hiervon ausgenommen sind Kinder bis zum Al-

ter von einem Jahr. 

 

 

8. Beschränkung der Anzahl von Kunden im Einzel-

handel, Dienstleistungseinrichtungen 

 

Die Anzahl der gleichzeitig in geöffneten Handels- 

und Dienstleistungseinrichtungen (wie z.B. Frisöre) 

mit Kundenverkehr anwesenden Kunden darf ab-

weichend von §§ 11 Abs. 1; 12 CoronaSchVO eine 

Person pro 20 Quadratmeter Verkaufsfläche nicht 

übersteigen. Verantwortlich sind die Inhaber/innen.  

 

Für Apotheken gilt weiterhin die Regelung des § 11 

Abs. 1 Ziffer 3 der CoronaSchVO (1 Person pro 10 

Quadratmeter). 

 

 

9. Ordnungswidrigkeit 

 

Ordnungswidrig im Sinne des § 18 Abs. 3 

CoronaSchVO handelt, wer vorsätzlich oder fahr-

lässig gegen eine der vollziehbaren Anordnungen 

unter Ziffer 1 bis 8 dieser Allgemeinverfügung ver-

stößt. Die Ordnungswidrigkeit kann gem. § 73 Abs. 

1a in Verbindung mit § 28 Abs. 1 IfSG mit einer 

Geldbuße bis zu 25.000 Euro geahndet werden. 

 

 

10. sofortige Vollziehung 

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 

Absatz 3 i.V.m. § 16 Absatz 8 IfSG sofort vollzieh-

bar. Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 

Wirkung. 

 

 

11. Bekanntmachung 

 

Diese Verfügung gilt gem. § 41 Absatz 4 Satz 4 Ver-

waltungsverfahrensgesetz Nordrhein-Westfalen 

(VwVfG NW) mit dem auf die Bekanntmachung fol-

genden Tag als bekannt gegeben.  
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Hinweise: Bitte beachten Sie auch die übrigen Rege-

lungen der CoronaSchVO. Weitergehende Regelun-

gen in dieser Allgemeinverfügung gehen den allge-

meinen Regelungen der CoronaSchVO des Landes 

vor!  

 
Rechtsgrundlagen: 

 

§§ 28, 28a, 16 Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 

2000 (BGBl. I S. 1045) – IFSG in Verbindung mit § 16 

Abs. 1 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfizierun-

gen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 (Corona-

schutzverordnung – CoronaSchVO) vom 5. März 2021 

in der ab dem 12. März 2021 gültigen Fassung bzw.        

§ 16 a Abs. 1 der Verordnung zum Schutz vor Neuinfi-

zierungen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 

(Coronaschutzverordnung – CoronaSchVO) vom 5. 

März 2021 in der ab dem 29. März 2021 gültigen Fas-

sung 

§ 3 Infektionsschutz- und Befugnisgesetz vom 

14.04.2020 (GV NRW Nr. 12b, Seite 217b) 

 

§ 80 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. 

I S. 686) - jeweils in der z. Zt. gültigen Fassung – 

 

Begründung: 

 

Das Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit 

weltweit verbreitet. Auch in Deutschland und insbeson-

dere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen zahl-

reiche Infektionen. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich 

um einen Krankheitserreger im Sinne des § 2 Abs. 1 

IfSG. Das Virus wird von Mensch zu Mensch übertra-

gen. Hauptübertragungsweg ist die Tröpfcheninfektion. 

Die Übertragung kann direkt von Mensch zu Mensch 

über die Schleimhäute der Atemwege oder auch indi-

rekt über Hände, die dann mit Mund- oder Nasen-

schleimhaut sowie der Augenbindehaut in Kontakt ge-

bracht werden, erfolgen. Insofern erhöht sich das Ri-

siko einer Ansteckung mit dem SARS-CoV-2-Virus 

beim Zusammentreffen vieler Menschen auf kleinem 

Raum potenziell und damit die Gefahr, dass sich Infek-

tionen in der Bevölkerung weiterverbreiten. Vor dem 

Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in 

den vergangenen Tagen und der weiterhin dynami-

schen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist es 

erforderlich, weitere – über die in den bislang ergange-

nen Erlassen enthaltenen hinausgehende – kontaktredu-

zierende Maßnahmen zur Beeinflussung der Ausbrei-

tungs-dynamik zu ergreifen und Infektionsketten zu un-

terbrechen. Um insbesondere eine auskömmliche Ver-

sorgung mit Intensivbetten für schwerbehandlungsbe-

dürftige Patienten aufrecht zu erhalten, aber auch um 

die Menschen generell vor einer Infektion mit dem Ri-

siko eines schweren Verlaufs bis hin zum Tod oder bis 

hin zu schwerwiegenden, bleibenden Schäden ("long 

covid") zu schützen, ist es erforderlich, die Ausbreitung 

des SARS-CoV-2-Virus einzudämmen oder zumindest 

deutlich zu verlangsamen. 

Die Intensivbettenbelegung mit Covid-19-Patienten hat 

sich im Kreis Düren zuletzt mehr als verdoppelt, sodass 

derzeit die Intensitätsstufe III (höchste Warnstufe i.S.d. 

RKI Stufenkonzepts) erreicht wurde. Ein fortwähren-

der Zulauf, auch auf den peripheren Stationen, ist zu 

erwarten. 

 

Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes 

(RKI) sind zur Bewältigung der aktuellen Weiterver-

breitung des SARS-CoV-2-Virus „massive Anstren-

gungen auf allen Ebenen des öffentlichen Gesundheits-

dienstes erforderlich“.  

 

Die sich ausbreitenden Virusmutationen aus Großbri-

tannien (B.1.1.7), Südafrika (B.1.351), Brasilien und 

Co.  führen zu deutlich höheren Ansteckungswahr-

scheinlichkeiten. Das bedeutet, dass selbst bei einer 

Stagnation der Fallzahlen bei Beibehaltung der bisheri-

gen Maßnahmen ein exponentielles Ansteigen der Neu-

infektionen zu erwarten ist. Inzwischen macht die Va-

riante B.1.1.7 den überwiegenden Teil der Infektionen 

aus (> 75 %) und befällt zunehmend ganze Familien 

bzw. Hausstände. Auch die südafrikanische Variante 

(B.1.351) wurde nun im Kreisgebiet entdeckt. 

 

Ein wesentlicher Indikator für den Bedarf an besonde-

ren Schutzmaßnahmen auf örtlicher Ebene ist dabei die 

Zahl der Neuinfektionen innerhalb von sieben Tagen 

bezogen auf 100.000 Einwohner (7-Tage-Inzidenz). 

 

Für das Kreisgebiet Düren liegt dieser Wert seit dem 

23. März 2021 nachhaltig und signifikant über dem In-

zidenzwert von 150. Der Inzidenzwert steigt seit dem 

14.02.2021 stetig an (Entwicklung: 19.02.21 -58,9; 

24.02.21-89,2; 01.03.21-101,6; 05.03.21-122,4; 

11.03.21-130,4; 18.03.21-134,5; 23.03.21-156,4; 

24.03.21-152,3, 25.03.21-162,5; 26.03.21-162,5).  

 

Im Kreisgebiet verteilen sich die aktiven Fälle schwer-

punktmäßig auf die Stadt Düren. In der Stadt Düren 

liegt die Inzidenz derzeit (Stand: 24.03.21) bei rund 

284.  

 

Daher ist es erforderlich, dass lokal weitere Maßnah-

men getroffen werden. 

 

Die Stadt Düren ordnet gemäß §§ 28, 28 a, 16 IfSG 

i.V.m. § 16 a Abs. 1 CoronaSchVO NRW (Neue Fas-

sung) daher nun im Einvernehmen mit dem Ministe-

rium für Arbeit, Gesundheit und Soziales und der Stadt 

Düren die weiteren Schutzmaßnahmen zum Absenken 

der Inzidenz an. 

 

Die Entscheidung zu den vorgeschilderten ordnungsbe-

hördlichen Maßnahmen liegt grds. in meinem pflicht-

gemäßen Ermessen. Bei der Auswahl der Maßnahmen 

wurde sich auf die Bereiche begrenzt, die typischer-

weise ein erhöhtes Ansteckungsrisiko bergen. 
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Zu Ziffer 1. Kontaktbeschränkungen 

 

Die Regelung des neuen § 2 Absatz 2 Nr. 1b der 

Coronaschutzverordnung wird somit ebenfalls ausge-

setzt, so dass sich die zulässigen Kontakte auf die Per-

sonen eines Hausstandes und eine andere Person be-

schränken. Kinder bis einschließlich 14 Jahre zählen 

dabei nicht mit. 

 

 

Zu Ziffer 2. Reduzierung privater Zusammenkünfte im 

privaten Raum 

 

Die privaten Kontaktbeschränkungen im besonders ge-

schützten Bereich des Art. 13 GG sind notwendig, da 

sich Infektionsketten vermehrt auf private Kontakte zu-

rückverfolgen lassen. Seit mehreren Wochen führen die 

Kontaktbeschränkungen im öffentlichen Raum nicht zu 

einer signifikanten Reduzierung der Neuinfektionen. 

Ohne eine Beschränkung für den privaten Raum ist eine 

Entlastung des Gesundheitssystems und ein Absinken 

der Infektionszahlen nicht zu erwarten.  

Das Virus pausiert auch zu Ostern nicht. Dennoch hat 

Ostern eine besondere Bedeutung in der Gesellschaft, 

die durch eine ergänzenden Regelung Berücksichti-

gung findet. Daher gilt im Zeitraum vom 01.04.2021-

05.04.2021, dass  sich Personen des eigenen Hausstan-

des mit höchstens vier weiteren Personen aus dem 

engsten Familienkreis (hierzu zählen Ehegatten, Le-

benspartner und Partner einer nichtehelichen Lebens-

gemeinschaft sowie Verwandte in gerader Linie, Ge-

schwister und deren jeweilige Haushaltsangehörige) 

treffen dürfen und Kinder bis einschließlich 14 Jahre 

hiervon ausgenommen sind. Das sind die Regelungen, 

die auch zu Weihnachten galten. 

 

 

Zu Ziffer 3. Maskenpflicht in der Öffentlichkeit; Ver-

zehr von Speisen/Getränken  

 

In den Osterferien werden weniger Menschen in der 

Stadt unterwegs sein. Viele Gänge/Fahrten zur Arbeit, 

Schule oder zum Termin-Einkaufen fallen damit weg. 

Daher kann die generelle Maskenpflicht konkretisiert 

werden: Im Umkreis von 10 Metern vor geöffneten 

Einzelhandelsgeschäften und auf deren Parkplätze, auf 

Spielplätzen sowie im Umkreis von 10 Metern um Bus-

haltestellen gilt eine medizinische Maskenpflicht. Dort 

ist erfahrungsgemäß die Gefahr der Unterschreitung 

des Mindestabstands jederzeit möglich. Ebenso kommt 

es zu nicht wenigen zufälligen Begegnungen, die zum 

Verweilen und zu Gesprächen "face to face" führen.  

Durch die Anforderung zum Tragen einer medizini-

schen Maske, kann in solchen Situationen das Anste-

ckungsrisiko minimiert werden. 

 

In anderen Bereichen der Stadt gilt die Maskenpflicht 

nach Maßgabe des § 3 CoronaSchVO. 

 

§ 3 Abs. 4 der CoronaSchVO bleibt hiervon unberührt. 

Beim Spielen auf Spielplätzen sind Kinder bis 12 Jahre 

von der Maskenpflicht befreit. 

 

b) Damit die Maskenpflicht nicht durch einen bewusst 

besonders langdauernden Verzehr von Speisen und Ge-

tränken ausgehebelt wird, darf beim Verzehr nicht ge-

gangen werden. 

 

 

Zu Ziffer 4. Maskenpflicht für Erwachsene in Kitas und 

Kindergärten 

 

Kinder sollen so schnell wie möglich wieder Lockerun-

gen in Kitas, Kindergärten und Schulen erfahren. Dazu 

müssen Infektionen in diesen Einrichtungen vermieden 

werden. Deshalb müssen Erwachsene (Besucher und 

Personal) beim Aufenthalt in der Kita und Kindergärten 

eine medizinische Maske tragen, damit das Infektions-

risiko für Kinder und Erwachsene gesenkt wird. 

 

Bei pädagogisch wichtigen Interaktionen mit den Kin-

dern darf die Maske abgenommen werden.   

 

 

Zu Ziffer 5. Trauungen, Beerdigungen 

 

Eine Reduzierung der gleichzeitig erlaubten anwesen-

den Teilnehmer bei Trauungen und Beerdigungen re-

duziert das Infektionsrisiko und ist daher, gemeinsam 

mit der Maskenpflicht ein wichtiger Baustein zum Ab-

senken der Inzidenz. 

 

 

Zu Ziffer 6. Grillverbot in Parks, Grünflächen, auf Bän-

ken; Schließung der Sportanlagen  

 

Ein Grillverbot verhindert ein längerfristiges Verwei-

len ohne Not an Orten, die von vielen Menschen in der 

Freizeit aufgesucht werden. Erfahrungsgemäß kommt 

es insbesondere bei schönem Wetter zu dichtem Ge-

dränge und somit in der Regel zu vielen ungewollten 

Kontakten ohne Maske bzw. Schutz. Das Verbot redu-

ziert somit die Gefahr von solchen ungewollten Kon-

takten und schützt somit auch vor Ansteckungen. Es 

wiegt dabei deutlich weniger schwer, als ein generelles 

Verweilverbot oder eine Schließung der Parks. 

 

Hiervon ausgenommen sind Kinder, die von der Mas-

kenpflicht befreit sind (Vgl. § 3 Abs. 4 CoronaSchVO). 

Auch der Einzelperson wird so nicht versagt, zwischen-

durch eine Mahlzeit einzunehmen.  

 

Menschen dürfen sich in öffentlichen Parks und Grün-

flächen aufhalten, so lange die Personenhöchstzahl 

nach Ziffer 2 nicht überschritten wird und der Mindest-

abstand von mindestens 1,5 Meter zueinander jederzeit 

eingehalten wird.  

 

Darüber ist die Sperrung der Sportanlagen notwendig, 

da trotz Kontrollen nicht verhindert werden konnte, 
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dass sich immer wieder Ansammlungen vor den Fit-

nessgeräten und vor und auf den Bolzplätzen und ande-

ren Sportanlagen bildeten. 

 

 

Zu Ziffer 7. Spielplätze 

 

Spielplätze dürfen ab 17:30 Uhr nicht mehr betreten 

werden. Das verhindert, dass sich vornehmlich Jugend-

liche und junge Erwachsene dort treffen. Kinder sind zu 

dieser Zeit regelmäßig nicht mehr auf körperliche Be-

wegung auf Spielplätzen angewiesen. 

Das ganztägige Verbot zum Verzehr von Speisen ist 

notwendig, da es zu zahlreichen Picknicks oder Kinder-

geburtstagsfeiern gekommen ist, die zu unzulässigen 

Kontakten führten. Durch das Verbot kann die Attrak-

tivität von solchen Zusammenkünften gesenkt werden 

und somit mögliche Infektionen reduziert werden. 

 

 

Zu Ziffer 8. Beschränkung der Anzahl von Kunden im 

Einzelhandel  

 

Die Reduzierung der Kundenzahl in den Geschäftsräu-

men auf eine Person pro 20 Quadratmeter ab den ersten 

20 Quadratmetern führt zu einer Reduzierung der Kun-

den im Ladenlokal und somit zu weniger Kontakten im 

Innenbereich. Damit ist auch eine Reduzierung der In-

fektionszahlen wahrscheinlich. 

 

Apotheken geben verbilligte FFP-2-Masken für be-

stimmte Bevölkerungsgruppen aus. Dies dient dem 

Schutz besonders vulnerabler Bevölkerungsgruppen. 

Daher ist die Ausgabe der FFP-" Masken prioritär ge-

genüber der Verpflichtung zur Reduktion der Verkaufs-

fläche je Kunde anzusehen. 

 

Im Übrigen sind die getroffenen Anordnungen sowohl 

geeignet als auch erforderlich und angemessen. Sie sind 

geeignet, da durch sie die dringend erforderliche Ver-

zögerung des Eintritts von weiteren Infektionen er-

reicht werden kann. Dadurch gelingt es, das Gesund-

heitswesen nicht zu überlasten und die erforderlichen 

Kapazitäten für die Behandlungen von Erkrankten so-

wie sonstigen Krankheitsfällen bereitzuhalten. Damit 

wird auch Zeit gewonnen, Therapeutika und Impfstoffe 

zu entwickeln und zu produzieren. Die getroffenen An-

ordnungen sind erforderlich, da mildere Mittel bei glei-

cher Zweckförderlichkeit für mich unter Berücksichti-

gung aller sachgerechten Erwägungen derzeit nicht er-

sichtlich sind. Ein gesamter Lockdown (Ladenschlie-

ßungen, Kitaschließungen, allumfassende Kontaktver-

bote) des Stadtgebietes wäre ebenfalls geeignet, aber 

kein milderes Mittel. Vor dem Hintergrund des beste-

henden Infektionsrisikos sind die getroffenen einzelnen 

Anordnungen auch angemessen, da die Allgemeinheit 

sowie etwaige Betreiber/Betroffene gemessen am 

Zweck dieser Allgemeinverfügung nicht unangemes-

sen belastet werden. Somit sind die von hier getroffe-

nen Maßnahmen insgesamt verhältnismäßig. 

 

Zu Ziffer 10. Sofortige Vollziehung 

 

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes nach § 28 

Abs. 3 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Die 

Anfechtungsklage hat keine aufschiebende Wirkung. 

 

 

Zu Ziffer 11. Bekanntmachung 

 

Die Allgemeinverfügung wird im Amtsblatt der Stadt 

Düren bekannt gemacht. 

 

 

Rechtsbehelfsbelehrung:  

 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 

Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden.  

 

Die Klage ist schriftlich beim Verwaltungsgericht 

Aachen, Adalbertsteinweg 92, Justizzentrum, 52070 

Aachen einzureichen oder dort beim Urkundsbeamten 

der Geschäftsstelle zur Niederschrift zu erklären.  

 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-

nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 

Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 

muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 

sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen 

Signatur der verantwortenden Person versehen sein o-

der von der verantwortenden Person signiert und auf ei-

nem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a Abs. 4 

VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 

und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbe-

dingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der 

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 

des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson-

dere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-

Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) vom 24. Novem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3803).  

 

Sollte die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen 

Bevollmächtigten versäumt werden, so würde dessen 

Verschulden Ihnen zugerechnet werden.  

 

Hinweis zur elektronischen Form der Klageerhebung: 

Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internet-

seite www.justiz.de.  

 

Hinweise: 

 

Eine Klage gegen diese Allgemeinverfügung hat gem. 

§ 16 Abs. 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. Auf 

Antrag kann das Verwaltungsgericht Aachen gem. § 80 

Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) die 

aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise anordnen. 

 

Düren, den 29.03.2021  

  

Der Bürgermeister  

  

gez. Frank Peter Ullrich   
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Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit öf-

fentlich bekanntgemacht.  

  

Düren, den 29.03.2021 

  

Der Bürgermeister  

 

gez. Frank Peter Ullrich 

___________________________________________ 
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